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11.418 Parlamentarische Initiative. Gesetzliche Anerkennung der Verantwortung der Pflege; 
Vernehmlassung 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Für die Möglichkeit zur Stellungnahme zur parlamentarischen Initiative in Sachen gesetzliche Aner-
kennung der Verantwortung der Pflege dankt Ihnen der Regierungsrat bestens. 

Der Regierungsrat nimmt gerne wie folgt Stellung: 

1. Allgemeine Überlegungen 

Die vorgeschlagene Gesetzesänderung verfolgt primär das Ziel, den Pflegeberuf aufzuwerten. Der 
Status des "Hilfsberufs" soll abgelegt werden. Dadurch werden eine Attraktivitätssteigerung des Pfle-
geberufs, eine bessere Abdeckung des steigenden Pflegebedarfs sowie der Abbau von Doppelspu-
rigkeiten und Leerläufen angestrebt. Die heute obligatorische ärztliche Anordnung verursacht für 
Patientinnen und Patienten, welche über längere Zeit ausschliesslich pflegerische Leistungen benö-
tigen, unnötige Kosten und administrativen Aufwand. Die Pflegefachpersonen erhalten mit der neuen 
Regelung keine neuen Kompetenzen. Ihnen wird jedoch die Verantwortung für die bestehenden, 
pflegespezifischen Kompetenzen zugestanden. Damit wird die Inkongruenz zwischen den kantona-
len Gesundheitsgesetzen, welche in vielen Fällen die fachliche Autonomie der Pflegefachpersonen 
anerkennen, und die bundesrechtliche Regelung der Finanzierung aufgehoben. 

2. Gesundheitsversorgerischer Aspekt 

Das mit der parlamentarischen Initiative verfolgte Anliegen ist aus Versorgungssicht zu unterstützen. 
Den Pflegefachpersonen ist diejenige Verantwortung gesetzlich zuzugestehen, welche sie heute 
oftmals bereits wahrnehmen. Damit wird die pflegerische Tätigkeit aufgewertet und die Attraktivität 
des Pflegeberufs insgesamt gesteigert. Diese erwarteten Effekte sind im Hinblick auf den künftigen 
steigenden Pflegebedarf und die Personalknappheit sehr erwünscht. 

Das Anliegen ist auch mit Blick auf eine patientenzentrierte und interprofessionelle Gesundheitsver-
sorgung berechtigt. Die vorgeschlagene Gesetzesänderung stärkt die Position der Pflege. Denn ins-
besondere die Massnahmen der Abklärung, Beratung und Koordination in komplexen Pflegesituatio-
nen werden in Zukunft noch an Bedeutung gewinnen. Indem man den Pflegefachpersonen die 
Verantwortung für diese Leistungen auch gesetzlich zugesteht, können andere Leistungserbringer in 
der Grundversorgung entlastet werden. 
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Es gilt schliesslich zu bedenken, dass die diplomierten Pflegefachpersonen über die nötigen Kompe-
tenzen verfügen, um die betreffenden Leistungen ohne ärztliche Anordnung zu erbringen. Es sind 
entweder Grundpflege-Leistungen, die zum Kern des Pflegeberufs gehören, oder Leistungen, die 
faktisch bereits heute von den Pflegefachpersonen eigenständig wahrgenommen werden und nicht 
beispielsweise diagnostische oder medizinisch-therapeutische Verrichtungen.  

3. Finanzielle Aspekte 

Auch in Zukunft obliegt den Krankenversicherern die Funktion des Gatekeepers, indem sie bei der 
Rechnungskontrolle unnötige Leistungen erkennen und zurückweisen. Dabei ist es nicht relevant, ob 
entsprechende Leistungen ärztlich angeordnet oder direkt erbracht wurden. Dementsprechend ist 
nicht damit zu rechnen, dass es mit der geplanten Gesetzesänderung zu einer Mengenausweitung 
oder zu einer Kostensteigerung kommen wird.  

4. Ablehnung einer Positivliste 

Kritisch zu beurteilen ist die Tatsache, dass die Leistungen, welche neu durch die Pflegenden selb-
ständig durchgeführt werden sollen, auf einer Positivliste aufgeführt werden. Dies erschwert die Pro-
zesse in Pflegeheimen oder bei Spitex-Organisationen. Die Pflegeleistungen sind in der Kranken-
pflege-Leistungsverordnung (KLV) bereits ausreichend formuliert.  

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Vernehmlassung. 

Freundliche Grüsse 

Im Namen des Regierungsrats 

Dr. Urs Hofmann 
Landammann 

Dr. Peter Grünenfelder 
Staatsschreiber 
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